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Lauerz muss Steuern
und Gebühren erhöhen
WenigerFinanzausgleichundhoheInvestitionenerfordernAnpassungum20Prozent.

Franz Steinegger

NachdenTurbulenzen inderGemein-
deverwaltung schlingert Lauerz nun
auch finanziell. Schon für 2020 ist ein
Aufwandüberschussvonübereinerhal-
ben Million Franken budgetiert. Mög-
licherweise werde dieser Betrag etwas
milder ausfallen, sagt der neue Säckel-
meister, StefanBetschart.Umwieviel,
könne er derzeit nicht sagen, weil die
Wechsel aufderVerwaltungunddasab
2021geltendeHRM2-ModellUnsicher-
heiten schaffen würden. Derzeit und
noch bis Ende Dezember ist Gemein-
deschreiber Stefan Brauchli krankge-
schrieben.

Im Budget 2021 sehen die Zahlen
tiefrot aus: Es wird mit einem Defizit
von über 700000Franken gerechnet.
«Wenn wir so weitermachen, ist das
Eigenkapital vonderzeit 1,5Mio. Fran-
ken inzwei Jahrenaufgebraucht», rech-
net Betschart vor. Als Gründe nennt er
aufgestaute Investitionen und den ge-
ringeren Finanzausgleich.

DieSteuereinnahmensind rückläu-
fig,weil gute Steuerzahlerweggezogen
sind undwegenCorona.Deshalb sieht

sich der Gemeinderat gezwungen, die
Steuern um 20 Prozent einer Einheit
auf 160 Prozent anzuheben – womit
etwa180000FrankenmehrSteuerein-
nahmen fliessen. Die Rechnungsprü-
fungskommission bewertet die Ge-
meindefinanzen selbstmit der Steuer-
erhöhung noch als «kritisch»

Lauerzerbergstrassewird
voraussichtlich teurer
Auf der Investitionsseite müssen der-
zeit zweigrosseProjekteverkraftetwer-
den. Für den Neubau der Gemeinde-
kanzlei werden nächstes Jahr 2,5 Mio.
Franken eingestellt, 2022 kommen
nochmals 800000Frankenhinzu.Bei
derSanierungderBergstrasse fällt 2021
nach Abzug der Subventionen noch
eine halbe Million Franken an. Hier
reichtderVerpflichtungskredit voraus-
sichtlich nicht aus. «Wir schauen, wo
noch Sparpotenzial vorhanden ist»,
sagt Stefan Betschart dazu. Ganz aus

der Rechnung genommen wurde das
3,64-Millionen-Projekt Seematt, das
durch einen Gerichtsentscheid ge-
stoppt wurde.

Als weitere grössere Investition
zeichnet sichdieErneuerungderKana-
lisation ab. Um die derzeit laufenden
Abklärungen zu finanzieren, muss die
Mengengebühr um 50 Prozent erhöht
werden. Damit werden die Abwasser-
gebühren Lauerz, welche bisher die
günstigsten Tarife hatte, gleich hoch
seinwie in denNachbargemeinden.

Besser siehtesbeiderKirchgemein-
deaus: Siebudgetiert zwaraucheinDe-
fizit von 76 000 Franken. Das kann
aber durch das Eigenkapital von
330000Frankenaufgefangenwerden.

Hinweis
Die Gemeindeversammlung findet am
9. Dezember um 20 Uhr in der Mehr-
zweckhalle Husmatt statt, die Kirchge-
meindeversammlung um 19.15 Uhr.

Budget 2021

Laufende Rechnung
Aufwand 5,57 Mio. Fr.
Ertrag 4,86 Mio. Fr.
Aufwandüberschuss 0,71 Mio. Fr.

Investitionsrechnung
Ausgaben 3,50 Mio. Fr.
Einnahmen 0,40 Mio. Fr.
Nettoinvestitionen 3,10 Mio. Fr.

Steuerfuss 2021 (bisher 140%) 160%

Budget 2021

Laufende Rechnung
Aufwand 3,00 Mio. Fr.
Ertrag 2,68 Mio. Fr.
Aufwandüberschuss 0,32 Mio. Fr.

Investitionsrechnung
Ausgaben 4000 Fr.
Einnahmen 38000 Fr.
Investitionsüberschuss 34000 Fr.

Steuerfuss 2021 (bisher 135%) 135%

In Ibach werden
925 Sträucher gepflanzt

Ibach ImRahmendesLandschaftsent-
wicklungskonzepts (LEK)Schwyzwur-
de die Vision «Lückenlos 2020» ent-
wickelt. Die erste Umsetzungsmass-
nahme betrifft das Projektgebiet
Schützenmattli,welches amSiedlungs-
rand von Ibach liegt. Diese Land-
schaftskammer wird heute nebst der
Baumschule Kündig vor allem durch
Hochstamm-Feldostbäumesowiewei-
tere Einzelbäume geprägt. An struktu-
rierendenHecken fehle es jedochweit-
gehend, heisst es in derMedienmittei-
lungderGemeindeSchwyz.Aufälteren
Luftaufnahmensei ersichtlich, dassdie
Gemeinde Schwyz früher durch viele
Hecken geprägt wurde.

Mittels dieser Umsetzungsmass-
nahme werden dieses Jahr noch 952
einheimische Heckensträucher, be-
stehend aus 36 unterschiedlichen Ar-
ten, gepflanzt.AufdieseWeisewerden
200Meter artenreicheHeckenstruktu-
ren geschaffen. Ein Krautsaum, wel-
cher entlang der Niederhecken ange-
legtwird, solledenökologischenMehr-
wert zusätzlich steigern. In diesem
Bereich sollen 350 einheimische und
farbige Stauden als Initialpflanzen für
Artenvielfalt sorgen.

Die artenreichen Heckenkörper
würden einerseits den Siedlungsrand
für Erholungssuchende sowie für die
Tierwelt aufwerten, so die Gemeinde
Schwyz. Das Projekt wird vomKanton
und von der Albert Koechlin Stiftung
mitfinanziert. (pd/jar)

DasProjektgebiet Schützenmattli ist die
erste Umsetzungsmassnahme. Bild: PD

Alpthal schaut hohen
Defiziten entgegen
Alpthal Ende 2019 verfügte Alpthal
über ein beachtliches Polster von
1,1Mio. Franken. Doch dieses nimmt
wegen der sich anbahnenden grossen
Defizite rapide ab, sodass die Bergge-
meindenach2022 ineinenBilanzfehl-
betrag abzugleiten droht.

2021 veranschlagt der Gemeinde-
rat ein Defizit von 320000 Franken.
Mit der Sanierung und dem teilweisen
Neubau der Brunnistrasse (Abschnitt
Lümpenentobel bis Postautowende-
platz Brunni) stehen Investitionen von
1,2Mio. Franken an, welche voraus-
sichtlich2022ausgelöstwerden.Trotz-
demschlägtderRat vor, denSteuerfuss
bei tiefen 135 Prozent einer Einheit zu
belassen.

DieErgebnisse sind
schwerabschätzbar
«Unsere kleine Gemeinde ist extrem
vondenAusgleichszahlungendesKan-
tons abhängig. Und diese Zuschüsse
können stark schwanken», begründet
SäckelmeisterThomasReichlindenAn-
trag. Zudem wolle man nach dem Co-
rona-Jahr die gebeutelten Bürger nicht
zusätzlichmiteinerSteuererhöhungbe-
lasten. Ausserdem ergeben 10 Prozent
höhere Steuern lediglich Mehreinnah-
men von60000Franken. (ste)

Hinweis
Die Gemeindeversammlung Alpthal
findet am Mittwoch, 9. Dezember, um
20 Uhr in der Mehrzweckanlage statt.
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Müssen wir für die grossen Balkone zahlen?
Recht Wir sind Besitzer einer Eigentumswohnung. Nunmüssen die Balkone den geltendenNormen angepasst werden.
EinzelneWohnungen haben grosse Balkone, andere, wie unsere, nur kleine. Die Verwaltungwill die Kosten nicht nach der
Grösse des Balkons, sondern nachWertquotenanteil der jeweiligenWohnungen verteilen. Ist das zulässig?

Balkongeländer als äusserer Teil
des Balkons sind Bestandteile
der Fassade und gemäss Art.
712b Abs. 2 ZGB zwingend als
gemeinschaftlicher Teil der
Liegenschaft zu deklarieren.
Obwohl der jeweilige Eigentü-
mer ein alleiniges Benutzungs-
recht an seinemBalkon besitzt
und selbstständig für denUnter-
halt imBalkoninneren aufzu-
kommen hat, kann das Benut-
zungsrecht nicht auf die Aussen-
seite des Balkons ausgeweitet
werden. Folglich ist eine Sanie-
rung der Balkongeländer Sache
derGemeinschaft.

Gemäss Art. 712h Abs 1. ZGB
sind sämtliche Kosten des
gemeinschaftlichen Eigentums
von den Eigentümern nach
Massgabe ihrerWertquoten zu
leisten. Abs. 2 Ziff. 1 ZGB be-
stimmt, dass solche Kosten
insbesondere die Auslagen für
den laufendenUnterhalt, für
Reparaturen undErneuerungen

betreffen. Ist imReglement der
Gemeinschaft kein spezieller
Kostenverteiler für die geplanten
Sanierungsarbeiten festgelegt,
gilt für die Erneuerung der
Balkongeländer grundsätzlich
die Verteilung nachWertquote.

Eine andere Verteilung
kommt dann in Frage, wenn
ein Stockwerkeigentümer

objektiv keinenNutzen an den
gemeinschaftlichen Teilen hat.
Die Balkongeländer als äusse-
rer Bauteil der Balkone sind
Teil der Fassade und dienen
sämtlichen Eigentümern.
Gerichte stützen dieses Argu-
ment, wonach selbst Stock-
werkeigentümer, deren Einhei-
ten über keineGeländer ver-
fügen (z.B. Erdgeschoss-
wohnungen), sich nachWert-
quotenanteil an denKosten zu
beteiligen haben. Eine solche
Sanierung verleiht demgesam-
tenGebäude ein besseres
Erscheinungsbild, was eine
Aufwertung für alle Stockwerk-
einheiten zur Folge hat.

EntscheidderEigentümer
Den Stockwerkeigentümern
steht es jedoch frei, auf Antrag
eines Eigentümers anlässlich
einer Versammlung einen
anderen Verteilschlüssel zu
beschliessen. Enthält das

Reglement Bestimmungen zur
Kostenverteilung, so kann eine
Änderung nurmit qualifizier-
temMehr erfolgen.

Auch gilt es zu definieren,
umwelche baulichenMassnah-
men es sich im Sinne der gesetz-
lichen Bestimmungen gemäss
Art. 646ffZGBhandelt. Stehen
dieUnterhalts-,Wiederherstel-
lungs- oder Erneuerungsarbei-
ten imZusammenhangmit der
Werterhaltung und derGe-
brauchsfähigkeit desGebäudes
an, sprichtman von notwendi-
gen baulichenMassnahmen.
SolcheMassnahmen benötigen
einen Beschluss der Stockwerk-
eigentümer, wobei dieMehrheit
(Mehrheit der anwesenden oder
vertretenen Stockwerkeigen-
tümer) zustimmenmuss.

Nützliche baulicheMassnah-
men hingegen sind solche, die
derWertsteigerung oder Verbes-
serung derWirtschaftlichkeit
oderGebrauchsfähigkeit der

Sache dienen. Im vorliegenden
Fall ist eine Erhöhung des
Geländers zur Erfüllung der
gesetzlichenNormen geplant.
Diese Arbeiten sind als notwen-
dige baulicheMassnahme zu
deklarieren.
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Kurzantwort

Ist im Reglement der STWE kein
spezieller Kostenverteiler für die
geplanten Sanierungsarbeiten
festgelegt, gilt für die Erneuerung
der Balkongeländer grundsätz-
lich die Verteilung nach Wert-
quote. Gemäss Gerichtsurteilen
müssen sich selbst Eigentümer
von Erdgeschosswohnungen
nach Wertquotenanteil an den
Kosten beteiligen. (heb)

AndreasWapf
Immobilien-Bewirtschafter FA,
dipl. Immobilien-Treuhänder,
Truvag Treuhand AG, www.truvag.ch

Die neue Ge-
meindekanzlei,
die «hinter» der
bisherigen (im
Vordergrund)
gebaut wird,
kostet inklusive
Umgebungs-
arbeiten 3,3
Mio. Franken.
Bild: Franz

Steinegger


